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§4
Die DLB bilden ein Betriebsergebnis als Differenz 

zwischen den Erlösen aus Dienstleistungen und den 
hieraus zu finanzierenden Kosten.

§5
(1) Aus dem Betriebsergebnis aus der Außenhandels­

tätigkeit bzw. dem Betriebsergebnis der DLB sind die 
Gewinnabführungen an den Staat, die Zuführungen zu 
den betrieblichen Fonds, die Tilgung von Investitions-, 
Uberbrückungs- und überfälligen Krediten sowie die 
Zahlung von Beiträgen für die freiwillige Versicherung 
vorzunehmen.

(2) Gewinne, die aus der Nichtdurchführung staat­
licher Planauflagen oder Verletzung von Rechtsvor­
schriften erzielt wurden, dürfen nicht zur Bildung von 
Fonds verwandt werden. Diese Mittel sind in tatsäch­
lich festgestellter Höhe zusätzlich zur geplanten Min­
destabführung von Gewinn zu Lasten des Betriebs­
ergebnisses an den Staatshaushalt abzuführen.

(3) Soweit eine Finanzschuld aus Vorjahren ausge­
wiesen wird, ist diese nach Erfüllung der Gewinnab­
führung an den Staat abzudecken.

Abführung von Gewinn 
und Amortisationen an den Staat

§ 6

(1) Die Gewinnabführung an den Staat für das Jahr 
1971 ist vom Ministerium für Außenwirtschaft unter 
Berücksichtigung der planmäßigen Gewinnverwendung 
und der vorgesehenen perspektivischen Entwicklung 
der materiellen Aufgaben in Übereinstimmung mit den 
strukturpolitischen Erfordernissen festzulegen und als 
staatliche Jahresplanauflage (Mindestabführung) vom 
zuständigen übergeordneten Organ an die AHB, Organe 
mit Außenhandelsfunktion und DLB zu übergeben.

(2) Die staatliche Jahresplanauflage zur Gewinnabfüh­
rung ist von den AHB, Organen mit Außenhandels­
funktion und DLB auf der Grundlage der nach Quar­
talen und Monaten geplanten Umsätze nach Monaten 
kumulativ zu differenzieren (kumulativer Mindest­
betrag) und in den Kassenplan aufzunehmen.

(3) Die AHB, Organe mit Außenhandelsfunktion und 
DLB verfügen auf der Grundlage des Planes über den 
Teil des Plangewinns, der ihnen nach Abführung der 
staatlichen Jahresplanauflage zur Gewinnabführung 
(Mindestabführung) verbleibt, sowie über 40 % des 
erwirtschafteten Überplangewinns.

(4) Der kumulative Mindestbetrag zuzüglich 60 % 
des erwirtschafteten Überplangewinns ist monatlich 
für den Abrechnungszeitraum abzuführen bzw. zu ver­
rechnen. Bei Ausweis eines Mindergewinns ist vorran­
gig bis zur Höhe des kumulativen Mindestbetrages die 
Staatshaushaltsverpflichtung zu erfüllen. Reicht der 
Mindergewinn nicht aus, um den kumulativen Mindest­
betrag abzuführen bzw. wird ein Verlust ausgewiesen, 
entsteht in Höhe der Differenz zwischen kumulativem 
Mindestbetrag und geleisteter Gewinnabführung eine 
Verbindlichkeit gegenüber dem Staatshaushalt. 5

(5) Wird am 31. Dezember 1971 die staatliche Auflage 
Gewinnabführung an den Staat (Mindestabführung) 
nicht erreicht, so ist in Höhe der Differenz eine Finanz­
schuld auszuweisen. Die Finanzschuld ist bis zu ihrer 
Tilgung zu verzinsen.

(6) Die AHB, Organe mit Außenhandelsfunktion und 
DLB können zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus 
Finanzschulden zweckgebundene finanzielle Fonds ein- 
setzen. Ausgenommen davon sind die Fonds der per­
sönlichen materiellen Interessiertheit und der Verfü­
gungsfonds „Außenwirtschaftstätigkeit“.

(7) Gewinne, die über die staatliche Auflage Gewinn­
abführung an den Staat (Mindestabführung) abgeführt 
werden, gelten als Tilgung evtl, bestehender Finanz­
schulden.

§7
(1) Die Gewinnabführung an den Staat ist an das 

Ministerium für Außenwirtschaft zu leisten.

(2) AHB, die nicht dem Ministerium für Außenwirt­
schaft unterstehen, und Organe mit Außenhandels­
funktion leisten ihre Gewinnabführung an den Staat 
über das zuständige zentrale staatliche Organ bzw. 
wirtschaftsleitende Organ nur in den Fällen, in denen 
eine Vereinbarung und eine Protokollierung der Ge­
winnabführung zwischen dem Ministerium für Außen­
wirtschaft und dem betreffenden Organ erfolgt ist und 
auf dieser Grundlage eine Umsetzung der Gewinn­
abführung auf den Staatshaushaltsplan des betreffen­
den Organs durch das Ministerium der Finanzen vor­
genommen wurde.

(3) Uber den Gewinn, der nach geleisteter Gewinnab­
führung an den Staat verbleibt, verfügen die AHB, 
Organe mit Außenhandelsfunktion und DLB auf der 
Grundlage des Planes in eigener Verantwortung, ins­
besondere für die erweiterte Reproduktion, die per­
sönliche materielle Interessiertheit, die Verbesserung 
der Arbeite- und Lebensbedingungen der Werktätigen 
sowie die Tilgung von Krediten. Die dafür vorgesehe­
nen Mittel werden den finanziellen Fonds gemäß §9 
zugeführt.

§ 8

(1) Die AHB und DLB erhalten vom Ministerium für 
Außenwirtschaft eine Jahresplanauflage „Mindestab­
führung von Amortisationen“. Die Mindestabführung 
von Amortisationen wird in Mark unter Berücksichti­
gung der planmäßig vorgesehenen Entwicklung der er­
weiterten Reproduktion und des Aufkommens an eigen­
erwirtschafteten Mitteln festgelegt.

(2) Die Amortisationsabführung ist monatlich in fest­
gelegter Höhe an das Ministerium für Außenwirtschaft 
zu leisten.

(3) AHB, die nicht dem Ministerium für Außenwirt­
schaft unterstellt sind, leisten die Amortisationsabfüh­
rung an das zuständige wirtschaftsleitende Organ.

(4) Die Amortisationen, die nach erfolgter Amortisa­
tionsabführung verbleiben, sind dem Investitionsfonds 
zuzuführen.

Finanzielle Fonds aus Gewinn und Amortisationen
§9

Die AHB und DLB bilden in Übereinstimmung mit 
den im Plan festgelegten materiellen Aufgaben folgende 
finanzielle Fonds:
— aus Gewinn und Amortisationen den Investitions­

fonds,
— aus Gewinn den Umlaufmittelfonds, Prämienfonds

und Verfügungsfonds „Außenwirtschaftstätigkeit“.


